
Bekanntmachung Aufstellungsbeschluss

Der Aufstellungsbeschluss wurde gem. § 2 (1) BauGB

am 16.10.2012 ortsüblich bekannt gemacht.

Unna, den

Der Bürgermeister,

in Vertretung

gez.

Techn. Beigeordneter

Aufstellungsbeschluss

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Verkehrs-

planung der Kreisstadt Unna hat am 26.09.2012

beschlossen diesen Bebauungsplan gem. § 2 i.V.m. § 13a

BauGB aufzustellen.

Unna, den

Der Bürgermeister,

in Vertretung

gez.

Techn. Beigeordneter

Erarbeitung des Planentwurfes

Dieser Bebauungsplan und die dazu gehörende Begrün-

dung wurden vom Stadtplanungsamt Unna aufgestellt,

die Festlegung der städtebaulichen Planung ist geome-

trisch eindeutig.

Unna, den

gez.

Planunterlagen

Die Planunterlage entspricht den Genauigkeitsanforderun-

gen des § 1 der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990

Stand der Katasterkarte: Juli 2011

Unna, den

gez.

Kreisvermessungsdirektorin

Rechtsgrundlage

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom

14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 09. April 2013 (GV. NRW. S.

194)

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung

vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.06.2013

(BGBl. I S. 1548)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der

Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132),

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom

11.06.2013 (BGBl. I S. 1548)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und

die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung

- PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58);

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011

(BGBl. I S. 1509).

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -

Landesbauordnung - (BauO NRW) in der Fassung der

Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV. NRW. S. 256),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. März 2013 (GV.

NRW. S. 142)

Bekanntmachung Satzungsbeschluss

Der Satzungsbeschluss zu diesem Bebauungsplan ist

gem. § 10 (3) BauGB am

ortsüblich bekanntgemacht worden.

Unna, den

gez.

Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Rat der Kreisstadt Unna hat gem. § 10 BauGB diesen

Bebauungsplan am 20.02.2014 als Satzung beschlossen.

Unna, den

gez.

Der Bürgermeister

Offenlegung

Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Ver-

kehrsplanung der Kreisstadt Unna hat am 26.09.2012

die öffentliche Auslegung dieses Plans einschließlich der

Begründung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen.

Der Bebauungsplan einschließlich der Begründung hat

vom 24.10.2012 bis zum 24.11.2012 gem. § 3 (2)

BauGB öffentlich ausgelegen. Gleichzeitig wurden die

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

gem. § 4 (2)  BauGB beteiligt.

Unna, den

Der Bürgermeister,

in Vertretung

gez.

Techn. Beigeordneter
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1. Allgemeines 

1.1 Allgemeine Ziele und Zwecke des Bebauungsplans 

Das im Nordosten des Ortsteils Mühlhausen gelegene Grundstück soll für Wohn-
bauzwecke genutzt werden. Durch die Aufstellung des Bebauungsplans kann der 
nahe gelegene Ortskern gestärkt und die vorhandene Infrastruktur besser ausge-
lastet werden. Zudem wird durch die Siedlungsabrundung ein klarer Übergang 
zwischen Siedlung und Landschaft geschaffen. Es wird einer Innenentwicklung 
Vorrang gewährt vor einer Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich.  

 

1.2 Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans wird begrenzt: 

 

- im Norden durch die südliche Grundstücksgrenze des Flurstücks 254, 
Flur 2, Gemarkung Mühlhausen. 

- im Osten durch den Storksbach (Flurstück 303, Flur 2, Gemarkung Mühl-
hausen). 

- im Süden durch die nördliche Grundstücksgrenze des Flurstücks 164, 
Flur 2, Gemarkung Mühlhausen. 

- im Westen durch die östliche und südliche Grundstücksgrenze des Flur-
stücks 262, Flur 2, Gemarkung Mühlhausen und zum Teil durch die östli-
che Grundstücksgrenze der Straße „Kusenkamp“. 

 

1.3 Anpassung an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung /  
 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Keisstadt Unna in der Fassung von 2004 stellt das 
Plangebiet als Wohnbaufläche dar. Der Bebauungsplan ist daher aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt und an die Ziele der Raumordnung angepasst. 
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2. Rahmenbedingungen für den Bebauungsplan 

2.1 Lage im Stadtgebiet, heutige Nutzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 800 m². 
Das Grundstück (Gemarkung Mühlhausen, Flur 2, Flurstück 255), befindet sich 
im Besitz der Stadt Unna ebenso wie ein Teil der Verkehrsfläche, die zur Siche-
rung der Erschließung  dem Grundstück hinzugefügt wird. 

2.2 Größe des Geltungsbereichs, Eigentumsstruktur 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 800 m². 
Das Grundstück Gemarkung Mühlhausen, Flur 2, Flurstück 255, befindet sich im 
Besitz der Keisstadt Unna ebenso wie ein Teil der Verkehrsfläche, die zur Siche-
rung der Erschließung  dem Grundstück hinzugefügt wird. 

2.3 Derzeitige planungsrechtliche Festsetzungen 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich eines rechtskräftigen Bebauungsplans. 
Dieser sieht das im Flächennutzungsplan nach § 5 (2) Nr. 1 BauGB als Wohn-
baufläche dargestellte Grundstück für die Nutzung als Spielplatz vor.  

 

3. Städtebauliches Konzept 

Die günstige Lage des Grundstücks am nordöstlichen Rand der dort bestehen-
den Wohnsiedlung sowie die bereits vorhandene verkehrliche Erschließung  bie-
ten für das Plangebiet eine besondere Lagegunst für eine Wohnnutzung. Mit der 
geplanten Bebauung wird der nördliche Ortsrand von Mühlhausen abgerundet 
und kann sich zukünftig mit der vorhergesehenen und vorhandenen Begrünung 
bzw. dem Erhalt der vorhandenen Holunder- und Weißdornhecke harmonisch in 
das Landschaftsbild einfügen.  

Die Neubebauung in Plangebiet ist als zweigeschossige Wohnbebauung in Ein-
zelhausform in offener Bauweise mit Satteldach vorgesehen. Gestalterische Vor-
gaben hinsichtlich der Fassaden- oder Dachausprägung der Gebäude oder 
Grundstückseinfriedungen sind nur im geringem Umfang vorgesehen und dies 
nur in sofern, als dass sich die Neubebauung an die umgebende Bebauung an-
passt.  
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4. Inhalt des Bebauungsplans 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

Entsprechend der Lage des Plangebiets am Rande des Ortes, der vorhandenen 
Erschließung sowie der Zielvorstellung des Flächennutzungsplans, der den Be-
reich als Wohnbaufläche darstellt, wird das Plangebiet gemäß § 4 BauNVO als 
allgemeines Wohngebiet festgesetzt.  

 

4.2 Überbaubare Grundstücksfläche, Maß der baul. Nutzung, Bauweise 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festlegung des Baufelds be-
stimmt, das Maß der baulichen Nutzung durch Festsetzung der Grund- und Ge-
schoßflächenzahl sowie de Zahl der Vollgeschosse und der Gebäudehöhe. Das 
Baufeld wird deutlich größer als die entstehende Bebauung angelegt, so dass ei-
ne ausreichende Erweiterungsmöglichkeit erhalten bleibt. In Anlehnung an den 
bereits geltenden Bebauungsplan wird eine bis max. zweigeschossige Bauweise 
festgelegt. Die GRZ wird aufgrund des großen Flächenanteils auf 0,4 festgelegt 
und die GFZ auf 0,8 begrenzt. Das hier festgesetzte Maß der baulichen Nutzung 
orientiert sich an den Gegebenheiten der Umgebung und bleibt unter den gemäß 
§ 17 BauNVO zulässigen Höchstwerten. Trotzdem wird eine ausreichend hohe 
Flexibilität auch im Hinblick auf spätere An- oder Umbauten gewährleistet.  

 

4.3 Gebäudegestaltung 

Für die Gestaltung der Dächer und der Gebäudefassaden werden gestalterische 
Anforderungen gestellt. Diese werden als örtliche Bauvorschriften in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. Die umgebungstypische Dachform „Satteldach“ wird 
auch für das Plangebiet festgesetzt. Die Festsetzung der Dachneigung richtet 
sich nach der Dachneigung der Bestandsgebäude. Somit ist eine Dachneigung 
von 30-40 Grad zulässig. Die Firstrichtung wird entsprechend der umgebenden 
Gebäude festgesetzt. 

Durch die Kombination der gewählten Festsetzungen zur Ausgestaltung der 
Dachform, der Dachneigung und der Firstrichtung wird sichergestellt, dass die im 
Bestand vorhandene homogene Dachlandschaft erhalten bleibt und  sich die 
Neubebauung hier behutsam einfügt.  
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5. Umweltbelange 

Gemäß § 2 a (1) BauGB hat die Gemeinde für Bebauungspläne, für die nach 
dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) eine Umweltverträglichkeits-
prüfung durchzuführen ist, einen Umweltbericht in die Begründung aufzunehmen.  

Da es sich jedoch um ein Verfahren nach § 13 a BauGB handelt, wird gemäß 
§13 (3) BauGB von der Umweltprüfung abgesehen. 

Im Zuge der Bauleitplanung wird die Gemeinde über das Baugesetzbuch ver-
pflichtet, die konkreten Gegebenheiten und die Erfordernisse von Natur und 
Landschaft zu erfassen und ihnen angemessen und sachgerecht Rechnung zu 
tragen. Durch die Festsetzungen des Bebauungsplans werden bauliche Maß-
nahmen ermöglicht, die ggf. einen Engriff in Natur und Landschaft darstellen. Für 
die neugeplante Bebauung besteht somit die Pflicht zur Eingriffsminimierung 
bzw. zu Ausgleich und Ersatz.   

Bei dem Grundstück handelt es sich um eine Rasenfläche, die im Norden und im 
Osten durch eine zu erhaltende ortstypische Heckenbepflanzung (Holunder- und 
Weißdornhecke) begrenzt wird. Des Weiteren sind die Bestandsbäume auf dem 
östlich angrenzenden Flurstück 303, Flur 2, Gemarkung Mühlhausen zu erhalten. 
Um dieses zu gewährleisten ist mit der entstehenden Bebauung entsprechender 
Abstand einzuhalten. Im südlichen Bereich des Grundstücks befindet sich eine 
kleine Anpflanzung geringer Qualität bestehend aus Büschen und einer Tanne, 
deren Erhalt im Rahmen der Bauleitplanung nicht gesichert wird. Das Plangebiet 
wird nicht als landschaftlich schützenswerter Raum bewertet, somit ist der Innen-
entwicklung des Ortes Vorrang zu gewähren.  

Eine Eingriffsbilanzierung ist nicht erforderlich. Es sind keine hochwertigen Bio-
tope oder sonstige Flächen mit besonderer Bedeutung für Naturschutz und 
Landschaftspflege betroffen.  

Sogenannte planungsrelevante Arten im Sinne der artenschutzrechtlichen Vor-
schriften des Bundesnaturschutzgesetzes sind durch die Planung nicht betroffen. 
Informationen oder Erkenntnisse über das Vorhandensein geschützter Art liegen 
ebenfalls nicht vor und wurden bei Begehungen auch nicht angetroffen. Auf eine 
weiterführende artenschutzrechtliche Begutachtung wird daher verzichtet. 
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6. Auswirkungen auf öffentliche Belange 

6.1 Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet wird an das vorhandene Abwassertrennsystem in der Straße 
„Kusenkamp“ angeschlossen. Durch die getrennte Entwässerungstechnik ist die 
Ableitung des häuslichen Abwassers in die Schmutzwasserleitung vorgesehen, 
das Niederschlagswasser ist in die Regen- und Fremdwasserleitung  oder in den 
östlich des Grundstücks verlaufenden Bach einzuleiten.  

Der Anschluss an die Elektrizitäts- und Gasleitungen der Stadtwerke Unna, 
Trinkwasserleitungen der Gelsenwasser AG sowie Fernmeldeleitungen erfolgt 
über die vorhandenen Leitungen in der Straße „Kusenkamp“. 

 

6.2 Verkehrserschließung 

Das Grundstück wird von der Straße „Kusenkamp“ erschlossen.  

 

6.3 Sonstige und öffentliche Infrastrukturen 

Eine Erweiterung der öffentlichen Infrastruktur ist aufgrund der geringen Größe 
des Plangebiets nicht notwendig. Wichtige Infrastruktureinrichtungen wie Kider-
garten, Grundschule, kirchliche Begegnungszentren sowie Spiel- und Sportstät-
ten sind in direkter Nachbarschaft vorhanden. Die Neuansiedlung im Plangebiet 
trägt zur Auslastung der Vorhandenen Infrastruktur in Mühlhausen bei.  

 

7. Auswirkungen auf private Belange 

Auswirkungen des Bebauungsplans auf private Belange ergeben sich im Bereich 
der geplanten Grundstückszufahrt. Diese grenzt an die südliche Grundstücks-
grenze des Flurstücks 262, Flur 2, Gemarkung Mühlhausen und ist momentan 
als Grünfläche angelegt. Nach den Festsetzungen des gültigen Bebauungsplans 
ist diese Fläche als Zugang zum Spielplatz vorgesehen. Folglich ergeben sich 
keine störenden Einflüsse oder Beeinträchtigungen des Nachbargrundstücks.  

Darüber hinaus sind negative Auswirkungen auf private Belange nicht erkennbar. 
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8. Änderungen nach der Offenlage 

Der Kreis Unna hatte zunächst mit Schreiben vom 13.12.2012 auf einen Altlas-
tenverdacht hingewiesen, da an diesem Standort nach Aktenlage des Altlasten-
behörde ein Betonwerk existiert haben könnte. Dieser Verdacht bestätigte sich 
nach intensiven Nachforschungen jedoch nicht. 

Weder der erste Bebauungsplanvorschlag von 1965, noch die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes von 1971 gibt Hinweise auf ein bestehendes oder geplantes 
Betonwerk. Auch der Chronik des Stadtteils sind keine Informationen zu einem 
Betonwerk zu entnehmen. Herr Dr. Cornelissen, Vorsitzender des Vereins für 
Heimat und Natur Mühlhausen/Uelzen und Verfasser der Chronik der beiden 
Stadtteile bestätigte, dass ihm im Stadtteil Mühlhausen kein Betonwerk bekannt 
ist. In Kamen-Heeren dagegen existiert aktuell noch ein Betonwerk Otto, so dass 
eine Verwechselung hier nicht auszuschließen war. Ein Telefonat mit Herrn Wa-
gener, Prokurist der Fa. Otto, hat ergeben, dass der Betrieb an der Heerener Str. 
88 angemeldet, aber nie realisiert wurde, da es sich hier um ein reines Wohnge-
biet handelt. Der Betrieb existiert seit 1972 in Kamen-Heeren. 

Aufgrund dessen bestehen aus Sicht der Altlastenbearbeitung und des Boden-
schutzes  mit Schreiben vom 04.02.2013 nunmehr keine Bedenken gegen die 
Änderung des Bebauungsplanes. 

Für den Änderungsbereich wurde auf Anregung des Kreises jedoch folgender 
textliche Hinweis aufgenommen: 

Sämtliche Eingriffe in den Untergrund sind im Vorfeld mit der Kreisverwaltung 
Unna, Fachbereich Natur und Umwelt abzustimmen. Des Weiteren ist die Kreis-
verwaltung Unna, Fachbereich Natur und Umwelt im Rahmen von Baugenehmi-
gungsverfahren zu beteiligen. 

 

 

 

Kreisstadt Unna, Januar 2014 




